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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH
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120. Bundesgesetz: Bundesleistung an die Evangelische Superintendenz A. B. Salzburg und

Tirol

1 2 1 . Bundesgesetz: Waffengesetz 1967

1 2 2 . Bundesgesetz: Änderung vormundschaftsrechtlicher Bestimmungen des allgemeinen bürger-

lichen Gesetzbuchs

123. Bundesgesetz: Bundes-Gemeindeaufsichtsgesetz

124. Verordnung: Hagelversicherungs-Förderungsverordnung 1967

125. Kundmachung: Geltungsbereich des Protokolls, betreffend das Verbot der Verwendung von
erstickenden, giftigen oder ähnlichen Gasen und von bakteriologischen
Mitteln im Krieg

1 2 0 . Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches der Genfer Abkommen zum Schutze der
Opfer des Krieges

1 2 7 . Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Europäischen Währungsabkommens
samt Protokoll über dessen vorläufige Anwendung und seiner Zusatz-
protokolle

1 2 0 . Bundesgesetz vom 8. Feber 1967
über eine Bundesleistung an die Evangelische
Superintendenz A. B. Salzburg und Tirol

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bund erbringt der Evangelischen
Superintendenz Augsburgischen Bekenntnisses
Salzburg und Tirol anläßlich ihrer Errichtung
eine einmalige Leistung von einer Million Schil-
ling.

(2) Die Zahlung erfolgt in zwei gleichen Teil-
beträgen zum 1. Juli 1967 und 1. Juli 1968.

(3) Die Verwendung der im Abs. 1 genannten
Leistung erfolgt durch die Evangelische Kirche
im Rahmen ihres autonomen Wirkungskreises
gemäß Artikel 15 des Staatsgrundgesetzes vom
21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 142, über die
allgemeinen Rechte der Staatsbürger.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Unterricht im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Piffl Schmitz

1 2 1 . Bundesgesetz vom 1. März 1967, mit
dem waffenpolizeiliche Bestimmungen getrof-

fen werden (Waffengesetz 1967)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Begriffsbestimmungen

§ 1. Waffen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind
Gegenstände, die ihrem Wesen nach dazu be-
stimmt sind,

a) die Angriffs- oder Abwehrfähigkeit von
Menschen durch unmittelbare Einwirkung
zu beseitigen oder herabzusetzen, oder

b) bei der Jagd oder beim Schießsport zur
Abgabe von Schüssen verwendet zu wer-
den.

§ 2. Schußwaffen im Sinne dieses Bundesge-
setzes sind Waffen, aus denen feste Körper (Ge-
schosse) durch einen Lauf in eine bestimmbare
Richtung verschossen werden können.

§ 3. Faustfeuerwaffen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind zur Verwendung von Patronen ein-
gerichtete Schußwaffen, die eine Gesamtlänge
von höchstens 30 cm aufweisen.
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§ 4. Munition im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind

1. Geschosse, Kartuschen und Patronen (ein-
schließlich Knallpatronen), die ihrem Wesen
nach zur Verwendung in Schußwaffen be-
stimmt sind;

2. selbstangetriebene Geschosse.

§ 5. (1) Eine Schußwaffe führt im Sinne dieses
Bundesgesetzes, wer sie bei sich hat.

(2) Eine Schußwaffe führt jedoch nicht, wer sie
a) innerhalb von Wohn- oder Betriebsräumen

oder eingefriedeten Liegenschaften mit Zu-
stimmung des zu ihrer Benützung Berech-
tigten oder

b) ungeladen und lediglich zu dem Zwecke,
diese Waffe von einem Ort zu einem
anderen zu bringen,

bei sich hat.

§ 6. (1) Eine Person ist als verläßlich im Sinne
dieses Bundesgesetzes anzusehen, wenn Tatsachen
die Annahme rechtfertigen, daß sie

1. Waffen nicht mißbräuchlich oder leichtfertig
verwenden wird;

2. mit Waffen vorsichtig und sachgemäß um-
gehen und diese sorgfältig verwahren wird;

3. Waffen nicht an Personen überlassen wird,
die zum Besitz von Waffen nicht berechtigt
sind.

(2) Eine Person ist keinesfalls als verläßlich
anzusehen, wenn sie

1. wegen eines gewaltsamen, vorsätzlichen An-
griffes gegen Leben oder Gesundheit, wegen
eines als Verbrechen zu qualifizierenden An-
griffes gegen das Vermögen, wegen öffent-
licher Gewalttätigkeit, Hochverrates, Auf-
standes oder Aufruhrs, wegen eines Spreng-
stoffdeliktes, oder wegen Notzucht oder
Schändung zu einer Freiheitsstrafe von
mehr als zwei Monaten oder öfter als zwei-
mal zu geringeren Strafen rechtskräftig ver-
urteilt worden ist,

2. wegen gewerbsmäßigen, gewohnheitsmäßi-
gen, bandenmäßigen oder bewaffneten
Schmuggels rechtskräftig verurteilt worden
ist,

3. wegen einer durch fahrlässigen Gebrauch von
Waffen erfolgten Verletzung oder Gefähr-
dung von Personen rechtskräftig verurteilt
worden ist,

4. öfter als zweimal wegen einer im Zustande
der Trunkenheit begangenen strafbaren
Handlung bestraft worden ist,

solange die Verurteilungen (Bestrafungen) nicht
getilgt sind;

5. trunksüchtig ist,

6. geisteskrank oder geistesschwach ist,
7. durch ein körperliches Gebrechen unfähig

ist, mit Waffen sachgemäß umzugehen.

(3) Verurteilungen, bei denen der Ausspruch
über die verwirkte Strafe (§ 13 des Jugend-
gerichtsgesetzes 1961) oder bei denen der Vollzug
der verhängten Strafe nach dem Gesetz über die
bedingte Verurteilung 1949 oder nach § 14 des
Jugendgerichtsgesetzes 1961 vorläufig aufgescho-
ben wurde, sind im Sinne des Abs. 2 nicht zu
berücksichtigen, solange die Strafe nicht rechts-
kräftig ausgesprochen oder der Aufschub des
Vollzuges der Strafe nicht rechtskräftig wider-
rufen worden ist.

Allgemeine Bestimmungen

§ 7. Bei der Anwendung der in diesem Bundes-
gesetz enthaltenen Ermessensbestimmungen sind
private Rechte und Interessen insoweit zu be-
rücksichtigen, als dies ohne unverhältnismäßige
Beeinträchtigung des öffentlichen Interesses, das
an der Abwehr der mit dem Gebrauch von Waf-
fen verbundenen Gefahr besteht, möglich ist.

§ 8. Die in diesem Bundesgesetz enthaltenen
Bestimmungen über den Besitz von Waffen und
Munition gelten auch für die Innehabung der-
selben.

§ 9. Die in diesem Bundesgesetz enthaltenen
Bestimmungen über Schußwaffen gelten auch für
Lauf, Trommel, Verschluß und andere diesen
entsprechende Teile von Schußwaffen, sofern sie
verwendungsfähig sind. Sie gelten jedoch nicht
für Einsteckläufe mit einem Kaliber 5'6 mm
und darunter.

§ 10. Wer Waffen nur auf Grund der in diesem
Bundesgesetz näher bezeichneten Urkunden füh-
ren darf, hat diese Urkunden beim Führen der
Waffen bei sich zu tragen und den Organen der
öffentlichen Aufsicht auf Verlangen zur Über-
prüfung zu übergeben.

Verbotene Waffen

§ 11. (1) Verboten sind der Besitz und die
Einfuhr

1. von Waffen, deren Form geeignet ist, einen
anderen Gegenstand vorzutäuschen, oder die
mit Gegenständen des täglichen Gebrauches
verkleidet sind;

2. von Schußwaffen, die über das für Jagd- und
Sportzwecke übliche Maß hinaus zum Zu-
sammenklappen, Zusammenschieben, Ver-
kürzen oder schleunigen Zerlegen einge-
richtet sind;

3. von Schußwaffen, die mit einer Vorrichtung
zur Dämpfung des Schußknalles oder mit
Gewehrscheinwerfern versehen sind. Das
Verbot erstreckt sich auch auf die erwähnten
Vorrichtungen allein;
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4. von Waffen, aus denen ohne Verwendung
von Patronen Flüssigkeiten oder Gase ver-
schossen, verspritzt oder versprüht werden
können;

5. der unter der Bezeichnung „Schlagringe",
„Totschläger" und „Stahlruten" bekannten
Hiebwaffen;

6. der unter der Bezeichnung „Springmesser"
und „Fallmesser" bekannten Stichwaffen.

(2) Die Behörde kann verläßlichen Personen,
die einen Bedarf an den erwähnten Waffen oder
Vorrichtungen nachweisen, Ausnahmen von Ver-
boten des Abs. 1 bewilligen. Inhaber gültiger
Jagdkarten sind vom Verbot des Besitzes von
Springmessern und Fallmessern ausgenommen.

(3) Das Bundesministerium für Inneres hat im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Handel, Gewerbe und Industrie die Einfuhr und
die entgeltliche Überlassung

a) von Waffen, die zwar ihrer Bauart nach
zur Abgabe scharfer Schüsse nicht geeignet
sind, auf Grund ihrer Beschaffenheit aber
verhältnismäßig einfach hiefür tauglich ge-
macht werden können,

b) von Nachbildungen (Attrappen) einer
Waffe, die mit Rücksicht auf die Art der
Nachbildung und die Ähnlichkeit mit dem
Vorbild einen Mißbrauch befürchten
lassen,

c) von neuartigen Waffen oder neuartiger
Munition, die auf Grund ihrer Beschaffen-
heit, Wirkung oder Wirkungsweise eine
Gefahr für die öffentliche Sicherheit dar-
stellen könnten,

durch Verordnung zu verbieten.

(4) Die Behörde kann im Einzelfall die ent-
schädigungslose Einziehung von im Besitz unver-
läßlicher Personen befindlichen Waffen und
Munitionsgegenständen sowie von Nachbildun-
gen einer Waffe, auf die sich ein Verbot nach
Abs. 3 bezieht, verfügen. Die Bestimmungen des
§ 12 sind sinngemäß anzuwenden.

Waffenverbote

§ 12. (1) Die Behörde hat einer Person den
Besitz von Waffen und Munition zu verbieten,
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß
diese Person durch mißbräuchliche Verwendung
von Waffen die öffentliche Sicherheit gefährden
könnte.

(2) Eine gegen ein Verbot nach Abs. 1 einge-
brachte Berufung hat keine aufschiebende
Wirkung.

(3) Die im Besitze der Person, gegen die ein
Verbot nach Abs. 1 erlassen wurde, befindlichen

a) Waffen und Munitionsgegenstände,

b) Urkunden (ausgenommen Jagdkarten), die
nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes zum Erwerb, Besitz, Führen oder
zur Einfuhr von Waffen oder Munition
berechtigen,

sind von der Behörde unverzüglich sicherzu-
stellen.

(4) Mit dem Eintritt der Rechtskraft des Ver-
botes nach Abs. 1 gelten

a) die sichergestellten Waffen und Munitions-
gegenstände als verfallen;

b) die im Abs. 3 lit. b angeführten Urkunden
als entzogen.

Die Behörde hat dem Betroffenen auf Antrag
für die verfallenen Waffen, soweit er deren
rechtmäßigen Erwerb nachweist, mittels Beschei-
des eine angemessene Entschädigung zuzuer-
kennen.

(5) Die Bestimmung des Abs. 4 lit. a gilt nicht

a) wenn ein Gericht die Ausfolgung von
Waffen und Munitionsgegenständen, die
ihm anläßlich eines Strafverfahrens vorge-
legt worden sind, an den Eigentümer ver-
fügt;

b) wenn eine verläßliche Person binnen sechs
Monaten, vom Zeitpunkt der Sicherstellung
an gerechnet, der Behörde ihr Eigentum
an diesen Gegenständen nachweist.

(6) Richtet sich ein Verbot nach Abs. 1 gegen
den Inhaber einer Jagdkarte, so ist der Behörde,
die die Jagdkarte ausgestellt hat, eine Abschrift
des rechtskräftigen Verbotsbescheides zu über-
senden.

§ 13. (1) Die Organe der öffentlichen Aufsicht
sind bei Gefahr im Verzuge berechtigt, einer
Person

a) Waffen und Munition,

b) Urkunden (ausgenommen Jagdkarten), die
nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes zum Erwerb, Besitz, Führen oder
zur Einfuhr von Waffen oder Munition be-
rechtigen,

abzunehmen, wenn sie Grund zur Annahme
haben, daß diese Person durch mißbräuchliche
Verwendung von Waffen die öffentliche Sicher-
heit gefährden könnte. Sie haben darüber dem
Betroffenen sofort eine Bestätigung auszustellen.

(2) Die abgenommenen Waffen, Munitions-
gegenstände und Urkunden sind unverzüglich mit
einer Meldung der Behörde, in deren Bereich die
Abnahme erfolgte, vorzulegen.

(3) Die im Abs. 2 genannte Behörde hat unver-
züglich zu prüfen, ob die Voraussetzungen für
die Erlassung eines Verbotes nach § 12 Abs. 1
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vorliegen. Erachtet sie diese Voraussetzungen
nicht für gegeben, so hat sie dem Betroffenen die
abgenommenen Waffen, Munitionsgegenstände
und Urkunden ehestens auszufolgen. Andernfalls
hat sie das Verfahren zur Erlassung eines Ver-
botes nach § 12 Abs. 1 durchzuführen, sofern
nicht der Betroffene seinen Wohnsitz im ört-
lichen Wirkungsbereich einer anderen Behörde
hat; in diesem Falle hat sie die Angelegenheit an
diese Behörde abzutreten.

Sonderbestimmungen für Jugendliche

§ 14. (1) Der Besitz von Waffen und Munition
ist Personen unter 18 Jahren verboten.

(2) Die Behörde kann auf Antrag des gesetz-
lichen Vertreters Personen nach Vollendung des
16. Lebensjahres Ausnahmen von dem Verbot
des Abs. 1 bewilligen, wenn der in Betracht kom-
mende Jugendliche verläßlich und reif genug ist,
die mit dem Gebrauch von Waffen verbundenen
Gefahren einzusehen und sich dieser Einsicht
gemäß zu verhalten.

(3) Die Bestimmung des Abs. 1 gilt nicht, wenn
und insoweit Waffen und Munition bei der be-
ruflichen Ausbildung Jugendlicher benötigt wer-
den.

(4) Rechtsgeschäfte, die den Bestimmungen der
Abs. 1 oder 2 zuwiderlaufen, sind nichtig.

Benützung von Schußwaffen auf Schießstätten

§ 15. (1) Für die Benützung von Schußwaffen
auf behördlich genehmigten Schießstätten finden
die Bestimmungen über das Überlassen, den Be-
sitz und das Führen von Schußwaffen sowie die
Bestimmungen über das Überlassen und den Er-
werb von Munition für Faustfeuerwaffen keine
Anwendung.

(2) Ein gemäß § 12 Abs. 1 erlassenes Verbot
gilt jedoch auch auf behördlich genehmigten
Schießstätten.

Faustfeuerwaffen

§ 16. (1) Der Erwerb, der Besitz und das
Führen von Faustfeuerwaffen ist nur auf Grund
einer behördlichen Erlaubnis zulässig. Die Er-
laubnis zum Erwerb, Besitz und zum Führen
von Faustfeuerwaffen ist von der Behörde durch
die Ausstellung eines Waffenpasses nach dem
Muster der Anlage 1, die Erlaubnis zum Erwerb
und zum Besitz von Faustfeuerwaffen ist von
der Behörde durch die Ausstellung einer Waffen-
besitzkarte nach dem Muster der Anlage 2 zu
erteilen.

(2) Die Gültigkeitsdauer von Waffenpässen und
Waffenbesitzkarten, die für österreichische Staats-
bürger ausgestellt werden, ist unbegrenzt; hin-

gegen ist die Gültigkeitsdauer von Waffenpässen
und Waffenbesitzkarten, die für Fremde ausge-
stellt werden, angemessen zu befristen.

§ 17. (1) Die Behörde hat einer verläßlichen,
großjährigen Person, die die österreichische
Staatsbürgerschaft besitzt, auf Antrag eine Waf-
fenbesitzkarte auszustellen. Die Ausstellung einer
Waffenbesitzkarte an andere verläßliche groß-
jährige Personen liegt im Ermessen der Behörde;
ebenso die Ausstellung an Personen, die über
18 Jahre alt sind, soweit diese den Nachweis des
beruflichen Bedarfes erbringen.

(2) Die Behörde hat einer verläßlichen, groß-
jährigen Person, die die österreichische Staats-
bürgerschaft besitzt, und einen Bedarf zum Füh-
ren von Faustfeuerwaffen nachweist, einen Waf-
fenpaß auszustellen. Die Ausstellung eines Waf-
fenpasses an andere verläßliche großjährige Per-
sonen liegt im Ermessen der Behörde; ebenso die
Ausstellung an Personen, die über 18 Jahre alt
sind, soweit diese den Nachweis des beruflichen
Bedarfes erbringen.

§ 18. Ein Bedarf im Sinne des § 17 Abs. 2 ist
insbesondere als gegeben anzunehmen, wenn eine
Person glaubhaft macht, daß sie außerhalb von
Wohn- oder Betriebsräumen oder ihrer einge-
friedeten Liegenschaften besonderen Gefahren
ausgesetzt ist, denen am zweckmäßigsten mit
Waffengewalt wirksam begegnet werden kann.

§ 19. (1) Im Waffenpaß und in der Waffen-
besitzkarte ist die Anzahl der Faustfeuerwaffen,
die der Inhaber dieser Urkunden besitzen darf,
festzusetzen.

(2) Die Anzahl der Faustfeuerwaffen ist grund-
sätzlich mit nicht mehr als zwei festzusetzen. Bei
Vorliegen rücksichtswürdiger Umstände kann der
Besitz einer größeren Anzahl von Faustfeuer-
waffen erlaubt werden. Hiebei sind insbesondere
Personen zu berücksichtigen, die ein sachlich ge-
rechtfertigtes Interesse am Sammeln von Faust-
feuerwaffen glaubwürdig darlegen oder aus
schießsportlichen Gründen einen Bedarf zum Be-
sitz von mehr als zwei Faustfeuerwaffen nach-
weisen.

§ 20. (1) Die Behörde hat spätestens alle fünf
Jahre die Verläßlichkeit des Inhabers eines Waf-
fenpasses oder einer Waffenbesitzkarte zu über-
prüfen. Ergibt sich hiebei oder aus anderem An-
laß, daß er nicht mehr verläßlich ist, so hat die
Behörde diese Urkunden zu entziehen.

(2) Die Person, der der Waffenpaß oder die
Waffenbesitzkarte entzogen wurde, hat binnen
zwei Wochen, vom Eintritt der Rechtskraft des
Entziehungsbescheides an gerechnet, die in ihrem
Besitz befindlichen Faustfeuerwaffen einer zum
Erwerb von Faustfeuerwaffen befugten Person
zu überlassen oder diese Waffen der Behörde
abzuliefern.
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(3) Wurde ein Entziehungsbescheid auf Grund
des § 57 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes 1950 erlassen oder wurde die aufschie-
bende Wirkung einer Berufung gemäß § 64
Abs. 2 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes 1950 ausgeschlossen, so hat die Behörde
die im Besitz der Partei befindlichen Faustfeuer-
waffen sicherzustellen.

(4) Abgelieferte Faustfeuerwaffen (Abs. 2) und,
nach Eintritt der Rechtskraft des Entziehungs-
bescheides, sichergestellte Faustfeuerwaffen
(Abs. 3) sind von der Behörde der öffentlichen
Versteigerung oder der Veräußerung durch eine
zum Handel mit Waffen befugte Person zuzu-
führen. Der Erlös ist dem letzten früheren Be-
sitzer der Faustfeuerwaffen auszufolgen.

§ 21. Der Inhaber eines Waffenpasses oder
einer Waffenbesitzkarte hat jede Änderung seines
Wohnsitzes der Behörde, die diese Urkunden aus-
gestellt hat, binnen vier Wochen schriftlich mit-
zuteilen.

§ 22. (1) Faustfeuerwaffen dürfen nur dem
Inhaber eines Waffenpasses oder einer Waffen-
besitzkarte überlassen werden.

(2) Im Falle der Veräußerung hat der Über-
lasser der Behörde, die den Waffenpaß oder die
Waffenbesitzkarte des Erwerbers ausgestellt hat,
die Überlassung der Faustfeuerwaffen binnen
sechs Wochen schriftlich anzuzeigen. In der An-
zeige sind anzugeben: Die Namen und Anschrif-
ten des Uberlassers und des Erwerbers, die Num-
mer des Waffenpasses oder der Waffenbesitzkarte
des Erwerbers, Anzahl, Erzeuger (Marken),
Kaliber und Nummern der überlassenen Faust-
feuerwaffen.

(3) Erfolgte die Veräußerung durch Versteige-
rung, so trifft die im Abs. 2 angeführte Anzeige-
pflicht das die Versteigerung durchführende
Organ.

§ 23. Munition für Faustfeuerwaffen mit einem
Kaliber von 6'35 mm und darüber darf nur In-
habern eines Waffenpasses oder einer Waffen-
besitzkarte überlassen und nur von diesen er-
worben werden; Ausgenommen sind Knall-
patronen.

§ 24. Die Bestimmungen der §§ 22 und 23 gel-
ten nicht, sofern es sich

a) um die Überlassung von Faustfeuerwaffen
und von Munition für diese an Personen
handelt, die diese Gegenstände nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ohne
Waffenpaß oder Waffenbesitzkarte er-
werben dürfen;

b) um die Versendung von Faustfeuerwaffen
und von Munition für diese unmittelbar
in das Ausland handelt.

§ 25. (1) Auf den Erwerb von Faustfeuer-
waffen durch Erbschaft oder Vermächtnis finden
die Bestimmungen über den Erwerb von Faust-
feuerwaffen keine Anwendung. Der Erbe oder
Vermächtnisnehmer hat dies aber binnen sechs
Monaten nach Erlangen des Besitzes der Behörde
anzuzeigen, wenn er nicht auf Grund eines Waffen-
passes oder einer Waffenbesitzkarte zum Besitz
der Faustfeuerwaffen berechtigt ist. Die Behörde
hat dem Erben oder Vermächtnisnehmer, sofern
er verläßlich ist, die Ausstellung eines Waffen-
passes jedoch nicht in Betracht kommt, auf Grund
der Anzeige die Erlaubnis zum Besitz der Faust-
feuerwaffen durch die Ausstellung einer Waffen-
besitzkarte zu erteilen. Wird die Erlaubnis nicht
erteilt, so gelten die Bestimmungen des § 20
Abs. 2 und 4 sinngemäß. Bis zum Eintritt der
Rechtskraft der behördlichen Entscheidung, falls
jedoch die Erlaubnis nicht erteilt wird, bis zum
Ablauf der im § 20 Abs. 2 bezeichneten Frist,
ist der Besitz der erworbenen Faustfeuerwaffen
als erlaubt anzusehen. Die Bestimmungen der
§§11 und 12 bleiben unberührt.

(2) Hat der Erbe oder Vermächtnisnehmer zum
Zeitpunkt des Erwerbes das 18. Lebensjahr noch
nicht vollendet, so hat dessen gesetzlicher Ver-
treter die nach Abs. 1 vorgeschriebene Anzeige
zu erstatten. In diesem Falle hat die Behörde die
zur sicheren Verwahrung der Faustfeuerwaffen
erforderlichen Anordnungen zu treffen.

§ 26. (1) Gefundene Faustfeuerwaffen sind un-
verzüglich, spätestens aber binnen zwei Tagen,
einer Sicherheitsdienststelle abzuliefern.

(2) Läßt sich der Verlustträger einer gefun-
denen Faustfeuerwaffe nicht ermitteln,

a) so darf die Behörde auch nach Ablauf der
im § 392 ABGB. vorgesehenen Jahresfrist
die Waffe dem Finder nur dann ausfolgen,
wenn dieser auf Grund eines Waffenpasses
oder einer Waffenbesitzkarte zu ihrem Be-
sitz berechtigt ist;

b) so hat die Behörde, falls der Finder auch
zu dem Zeitpunkt, in dem er das Eigen-
tumsrecht erworben hat (§ 392 ABGB.),
die Waffe nicht besitzen darf, diese der
öffentlichen Versteigerung oder der Ver-
äußerung durch eine zum Handel mit Waf-
fen befugte Person zuzuführen und den
Erlös dem Finder auszufolgen.

(3) Das Finden einer Faustfeuerwaffe gilt nicht
als Erwerb. Der Besitz einer gefundenen Faust-
feuerwaffe ist innerhalb der im Abs. 1 ange-
gebenen Frist erlaubt.

§ 27. (1) Faustfeuerwaffen und Munition für
diese dürfen nur auf Grund eines Waffenpasses,
einer Waffenbesitzkarte oder der im Abs. 2 be-
zeichneten Bescheinigung über die Zollgrenze ein-
geführt und zollamtlich zum freien Verkehr,
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zum Eingangsvormerkverkehr oder zum Anwei-
sungsverfahren abgefertigt werden. Ausgenom-
men sind Munition mit einem Kaliber unter
6'35 mm und Knallpatronen.

(2) Verläßlichen Personen, die im Bundesgebiet
keinen Wohnsitz haben, kann die für sie zu-
ständige österreichische Vertretungsbehörde auf
Antrag die Berechtigung erteilen, die für ihren
persönlichen Bedarf bestimmten Faustfeuerwaffen
samt Munition bei der Einreise in das Bundes-
gebiet oder bei der Durchreise durch dieses über
die Zollgrenze zu verbringen. Die Erteilung der
Berechtigung ist durch die Ausstellung einer Be-
scheinigung nach dem Muster der Anlage 3 zu
beurkunden. Die Bescheinigung ist mit einer
Gültigkeitsdauer bis zu drei Monaten auszu-
stellen.

(3) Bei der Durchführung eines Verfahrens auf
Grund eines Antrages nach Abs. 2 sind die Be-
stimmungen des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1950 anzuwenden. Gegen die Ab-
lehnung des Antrages ist eine Berufung nicht
zulässig.

(4) Die gemäß Abs. 2 ausgestellte Bescheinigung
berechtigt während der Dauer ihrer Gültigkeit
auch zum Besitz der eingeführten Faustfeuer-
waffen. Bei Nachweis eines Bedarfes (§ 18) kann
die zuständige inländische Behörde das Führen
dieser Faustfeuerwaffen erlauben. Über die Er-
teilung dieser Erlaubnis ist auf der Bescheinigung
ein Vermerk anzubringen.

§ 28. (1) Die Behörde hat einen Waffenpaß
oder eine Waffenbesitzkarte einzuziehen und
diese Urkunden durch neue zu ersetzen, wenn

1. die behördlichen Eintragungen, Unterschrif-
ten oder Stempel unkenntlich geworden
sind;

2. das Lichtbild fehlt oder den Inhaber nicht
mehr einwandfrei erkennen läßt.

(2) Für die Ausfertigung der Ersatzdokumente
(Abs. 1) sind die für die Ausstellung eines Waf-
fenpasses oder einer Waffenbesitzkarte vorge-
schriebenen Verwaltungsabgaben zu entrichten.

Andere Schußwaffen

§ 29. (1) Das Führen von Schußwaffen, die
keine Faustfeuerwaffen sind, ist nur auf Grund
eines Waffenscheines, der von der Behörde nach
dem Muster der Anlage 4 auszustellen ist, zu-
lässig.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden keine
Anwendung auf Personen, die

a) im Besitze eines Waffenpasses sind;
b) im Besitze einer gültigen Jagdkarte sind,

hinsichtlich des Führens von Jagdwaffen;

c) als Angehörige einer traditionellen Schüt-
zenvereinigung mit ihren Gewehren aus
feierlichem oder festlichem Anlaß aus-
rücken. Dies gilt auch für das Ausrücken
zu den hiezu erforderlichen, vorbereitenden
Übungen.

(3) Die Behörde hat einen Waffenschein aus-
zustellen, wenn der Antragsteller als verläßlich
anzusehen ist und einen Bedarf zum Führen der
im Abs. 1 bezeichneten Schußwaffen nachweist.

(4) Ein Bedarf im Sinne des Abs. 3 ist insbe-
sondere als gegeben anzunehmen, wenn eine Per-
son nachweist, daß sie Mitglied eines behördlich
nicht untersagten Sportschützenvereines ist, der
den Schießsport mittels Sportgewehren betreibt.

(5) § 20 Abs. 1 und § 21 gelten sinngemäß.

Ausnahmebestimmungen

§ 30. (1) Auf militärische Waffen und mili-
tärische Munition finden die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes keine Anwendung.

(2) Die Vorschriften dieses Bundesgesetzes, mit
Ausnahme jener der §§11 bis 14, finden weiters
keine Anwendung auf

1. Schußwaffen, die vor dem Jahre 1871 er-
zeugt worden sind;

2. Schußwaffen, bei denen die Geschosse durch
verdichtete Luft (Druckluftwaffen) oder den
unter Verwendung von Kohlensäure ent-
standenen Gasdruck (CO2-Waffen) angetrie-
ben werden, sofern das Kaliber nicht 6 mm
oder mehr beträgt;

3. Zimmerstutzen;

4. andere Arten minderwirksamer Waffen, die
das Bundesministerium für Inneres durch
Verordnung als solche bezeichnet.

(3) Die Behörde hat auf Antrag durch Bescheid
festzustellen, ob eine Waffe unter die Bestim-
mungen des Abs. 2 fällt.

§ 31. (1) Die Vorschriften dieses Bundesgesetzes
finden keine Anwendung

Lauf die Gebietskörperschaften;

2. auf Personen hinsichtlich jener Waffen,
a) die ihnen auf Grund ihres öffentlichen

Amtes oder Dienstes von ihrer vorge-
setzten Behörde oder Dienststelle als
Dienstwaffen zugeteilt worden sind, oder

b) die den Gegenstand ihrer öffentlichen
Amtstätigkeit oder öffentlichen Dienst-
verrichtung bilden.

(2) Personen, die nach den gewerberechtlichen
Vorschriften befugt sind, Waffen zu erzeugen, zu
bearbeiten, instandzusetzen, zu vermieten oder
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Handel mit diesen zu treiben, sowie die bei die-
sen beschäftigten Personen unterliegen hinsicht-
lich des Erwerbes, Besitzes und der Einfuhr von
Waffen, die den Gegenstand ihrer Geschäftstätig-
keit bilden, den Vorschriften dieses Bundesge-
setzes nicht. Die Vorschriften des § 11 bleiben
unberührt.

(3) Die Ausnahmen nach Abs. 1 und 2 gelten
für Munition sinngemäß.

§ 32. Die Vorschriften dieses Bundesgesetzes
gelten nicht

1. für die Benützung von Waffen zu szenischen
Zwecken bei der Aufführung von Bühnen-
werken und bei Film- oder Fernsehauf-
nahmen u. dgl. sowie bei Proben für diese,
soweit es sich jedoch um Schußwaffen han-
delt, nur dann, wenn sie zur Abgabe eines
scharfen Schusses unbrauchbar gemacht wor-
den sind;

2. für die Beförderung oder Aufbewahrung von
Waffen und Munition
a) durch öffentliche Einrichtungen, denen

die Beförderung oder Aufbewahrung von
Gütern obliegt, und

b) durch Unternehmungen, die nach den
gewerberechtlichen Vorschriften zur Be-
förderung oder Aufbewahrung von
Gütern befugt sind.

§ 33. Die Bestimmungen des § 31 Abs. 2 und
des § 32 Z. 2 lit. b finden auf die Inhaber aus-
ländischer entsprechender Gewerbeberechtigungen
und die bei diesen beschäftigten Personen nur
dann Anwendung, wenn sie im Besitze einer
Bestätigung der zuständigen österreichischen Ver-
tretungsbehörde über den Inhalt der Gewerbe-
berechtigung sind. Die Bestätigung ist mit einer
Gültigkeitsdauer bis zu einem Jahr auszustellen.
§ 27 Abs. 3 gilt sinngemäß.

Behörden und Verfahren

§ 34. Behörde im Sinne dieses Bundesgesetzes
ist die Bezirksverwaltungsbehörde, in Orten, für
die eine Bundespolizeibehörde besteht, diese.

§ 35. (1) Über Berufungen gegen Bescheide der
Behörde hat in letzter Instanz der Landeshaupt-
mann zu entscheiden.

(2) Bis zum Inkrafttreten des im § 1 des Bun-
desverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 142/1946, an-
gekündigten Bundesverfassungsgesetzes sind die
nach Abs. 1 dem Landeshauptmann obliegenden
Aufgaben von der Sicherheitsdirektion zu be-
sorgen.

Strafbestimmungen

§ 36. (1) Eine Übertretung begeht und ist vom
Gericht mit strengem Arrest von einer Woche bis

zu sechs Monaten oder mit einer Geldstrafe bis
zu 30.000 S zu bestrafen, wer

a) unbefugt Faustfeuerwaffen besitzt oder
führt;

b) verbotene Waffen (§ 11) unbefugt besitzt;
c) Waffen oder Munition besitzt, obwohl ihm

dies gemäß § 12 verboten ist.

(2) Der gleichen Bestrafung unterliegt, sofern
die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung
mit strengerer Strafe bedroht ist, wer zum
Zwecke der Täuschung im Rechtsverkehr eine in
diesem Bundesgesetz vorgesehene Urkunde
einem anderen überläßt, sich eine solche für einen
anderen ausgestellte Urkunde verschafft oder
hievon Gebrauch macht oder eine solche Urkunde
erschleicht.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf
den unbefugten Besitz von Teilen von Schuß-
waffen (§ 9) keine Anwendung.

§ 37. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht
und ist, sofern das Verhalten nicht nach § 36
Abs. 1 zu bestrafen ist, mit einer Geldstrafe von
300 S bis zu 30.000 S oder mit Arrest von drei
Tagen bis zu sechs Wochen zu bestrafen, wer
entgegen den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes oder einer auf Grund dieses Bundes-
gesetzes erlassenen Verordnung

a) Schußwaffen führt;
b) Waffen einführt oder anderen Personen

überläßt;
c) Munition anderen Personen überläßt.

(2) Bei einer Verwaltungsübertretung nach
Abs. 1 finden die Bestimmungen des § 21 des
Verwaltungsstrafgesetzes 1950 keine Anwendung.

(3) Der Versuch ist strafbar.

(4) Die Verjährungsfrist (§31 Abs. 1 des Ver-
waltungsstrafgesetzes 1950) beträgt bei den Ver-
waltungsübertretungen nach Abs. 1 sechs Monate.

§ 38. Eine Verwaltungsübertretung begeht und
ist mit einer Geldstrafe bis zu 3000 S oder mit
Arrest bis zu zwei Wochen zu bestrafen, wer
gegen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ver-
stößt, sofern das Verhalten nicht nach den §§ 36
oder 37 zu ahnden ist.

§ 39. (1) Waffen und Munition, die den Gegen-
stand einer

a) nach § 36 strafbaren Handlung bilden, sind
vom Gericht,

b) nach § 37 oder § 38 strafbaren Handlung
bilden, sind von der Behörde

für verfallen zu erklären, wenn sie dem Täter
oder einem Mitschuldigen gehören oder ihre Her-
kunft nicht feststellbar ist.
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(2) Kann keine bestimmte Person verfolgt oder
verurteilt werden, so kann auf den Verfall selb-
ständig erkannt werden, wenn im übrigen die
Voraussetzungen dafür vorliegen. Ist das Gericht
zur Entscheidung zuständig, so entscheidet es
ohne Verhandlung durch Beschluß.

(3) Die verfallenen Gegenstände gehen in das
Eigentum des Bundes über.

Schluß- und Übergangsbestimmungen

§ 40. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli
1967 in Kraft.

(2) § 30 Abs. 1 tritt jedoch erst mit dem
Wirksamwerden eines Bundesgesetzes, mit dem
der Erwerb und der Besitz militärischer Waffen
und militärischer Munition geregelt werden, in
Kraft.

(3) Bis zum Wirksamwerden des im Abs. 2 er-
wähnten Bundesgesetzes

a) gelten als militärische Waffen und mili-
tärische Munition die im Annex I des
Staatsvertrages betreffend die Wiederher-
stellung eines unabhängigen und demokra-
tischen Österreich, BGBl. Nr. 152/1955, an-
geführten Waffen und Munitionsgegen-
stände, ausgenommen Pistolen und Revol-
ver sowie Munition für Pistolen und
Revolver;

b) gelten die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes auch für militärische Waffen und
militärische Munition, jedoch sind deren
Erwerb sowie das Führen militärischer
Waffen, bei sonstigen Straffolgen nach § 36
Abs. 1, nur mit Erlaubnis des Bundesmini-
steriums für Landesverteidigung im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für
Inneres zulässig. Die Bestimmung des § 29
Abs. 2 lit. c wird hiedurch nicht berührt.

(4) Die Erlaubnis nach Abs. 3 lit. b darf nur
verläßlichen Personen bei nachgewiesenem Bedarf
erteilt werden; sie ist zu verweigern, wenn gegen
ihre Erteilung sicherheitspolizeiliche oder mili-
tärische Bedenken bestehen.

§ 41. (1) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes verlieren ihre Gültigkeit:

1. Die auf Grund des § 11 des Waffengesetzes
vom 18. März 1938, Deutsches RGBl. I
S. 265, ausgestellten Waffenerwerbscheine;

2. die auf Grund des § 19 Abs. 2, des § 20 und
des § 24 des erwähnten Gesetzes ausgestell-
ten Bescheinigungen.

(2) Ein auf Grund des § 14 des Waffengesetzes
vom 18. März 1938, Deutsches RGBl. I S. 265,
ausgestellter Waffenschein berechtigt bis zum Ab-
lauf der auf ihm vermerkten Gültigkeitsdauer

zum Führen der Schußwaffen, auf die er lautet,
und, sofern er auf Faustfeuerwaffen lautet, auch
zum Besitz dieser Waffen. Für die Entziehung
eines solchen Waffenscheines gelten die Bestim-
mungen des § 20 dieses Bundesgesetzes sinnge-
mäß. Die Bestimmungen des § 42 sind mit der
Maßgabe anzuwenden, daß zum Zeitpunkt des
Ablaufes der Gültigkeitsdauer des Waffenscheines
der Lauf der im § 42 Abs. 1 bezeichneten Frist
von sechs Monaten beginnt.

(3) Ein auf Grund des § 23 des Waffengesetzes
vom 18. März 1938, Deutsches RGBl. I S. 265,
erlassenes Waffenverbot gilt als Waffenverbot
nach § 12 dieses Bundesgesetzes. Die Behörde hat
jedoch ein solches Waffenverbot auf Antrag auf-
zuheben, wenn es den Voraussetzungen des § 12
nicht entspricht.

§ 42. (1) Einer Person, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes Faustfeuer-
waffen besitzt und der die nach diesem Bundes-
gesetz erforderliche Erlaubnis zum Besitz dieser
Faustfeuerwaffen fehlt, steht es frei, binnen sechs
Monaten bei der Behörde unter Angabe der An-
zahl, Erzeuger (Marken), Kaliber und Nummern
ihrer Faustfeuerwaffen die Erteilung dieser Er-
laubnis zu beantragen. Der Besitz der Faustfeuer-
waffen gilt während dieses Zeitraumes, sofern
jedoch die Erteilung der Erlaubnis beantragt
wurde, bis zum Eintritt der Rechtskraft des den
Antrag erledigenden Bescheides und in den Fäl-
len des Abs. 4 lit. b bis zum Ablauf der dort be-
stimmten Frist als erlaubt.

(2) Der Antragsteller hat der Behörde auf
deren Verlangen die in seinem Besitz befindlichen
Faustfeuerwaffen vorzuweisen.

(3) Der Antrag ist nach den Bestimmungen der
§§ 16 bis 19 zu erledigen. Der § 19 ist jedoch
mit der Maßgabe anzuwenden, daß zumindest
der Besitz der dem Besitzstand des Antragstel-
lers im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bun-
desgesetzes entsprechenden Anzahl von Faust-
feuerwaffen zu erlauben ist.

(4) Der Besitzer von Faustfeuerwaffen,

a) der nicht beabsichtigt, einen Antrag nach
Abs. 1 zu stellen, hat diese innerhalb der
dort bestimmten Frist;

b) dessen Antrag abgewiesen wurde, hat diese
binnen zwei Wochen, vom Zeitpunkt des
Eintrittes der Rechtskraft des abweisenden
Bescheides an gerechnet,

einer zum Erwerb von Faustfeuerwaffen befug-
ten Person zu überlassen oder sie der Behörde
abzuliefern.

(5) Faustfeuerwaffen, die gemäß Abs. 4 abge-
liefert wurden, sind von der Behörde der öffent-
lichen Versteigerung oder der Veräußerung durch
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eine zum Handel mit Waffen befugte Person zu-
zuführen. Der Erlös ist dem letzten früheren
Besitzer der Faustfeuerwaffen auszufolgen.

§ 43. (1) Auf Strafsachen wegen strafbarer
Handlungen, die nach diesem Bundesgesetz als
Verwaltungsübertretungen zu ahnden sind, und
in denen am Tage des Inkrafttretens dieses Bun-
desgesetzes von einem Gericht schon das Urteil
erster Instanz gefällt worden ist, ist das neue
Recht nur anzuwenden, wenn die gerichtliche
Entscheidung infolge eines Rechtsmittels oder in-
folge Wiederaufnahme des Strafverfahrens be-
seitigt wird.

(2) Werden Strafsachen, die nach dem neuen
Recht als Verwaltungsübertretungen zu ahnden
sind, von den Gerichten den zuständigen Verwal-
tungsbehörden abgetreten, so gelten als Verfol-
gungshandlungen im Sinne des § 31 des Verwal-
tungsstrafgesetzes 1950 auch jene, die von den
Gerichten oder von Verwaltungsorganen im
Dienste der Strafjustiz vorgenommen worden
sind.

§ 44. (1) Folgende Rechtsvorschriften treten
— soweit sie noch in Geltung stehen und in der
Gewerberechtsnovelle 1965, BGBl. Nr. 59, nichts
anderes bestimmt wird — mit dem Wirksam-
keitsbeginn dieses Bundesgesetzes außer Kraft:

1. Das Waffengesetz vom 18. März 1938, Deut-
sches RGBl. I S. 265;

2. die Verordnung über die Einführung des
deutschen Waffenrechts im Lande Österreich
vom 13. Februar 1939, Deutsches RGBl. I
S. 213;

3. die Verordnung zur Durchführung des Waf-
fengesetzes vom 19. März 1938, Deutsches
RGBl. I S. 270;

4. die Zweite Verordnung zur Durchführung
des Waffengesetzes vom 23. Mai 1938, Deut-
sches RGBl. I S. 597;

5. die Dritte Verordnung zur Durchführung
des Waffengesetzes vom 31. März 1939,
Deutsches RGBl. I S. 656, und

6. die Vierte Verordnung zur Durchführung
des Waffengesetzes vom 4. April 1940, Deut-
sches RGBl. I S. 603.

(2) Von den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes bleiben unberührt:

1. Der § 372 des Strafgesetzes;

2. der § 40 Abs. 5 des Schieß- und Spreng-
mittelgesetzes, BGBl. Nr. 196/1935, in der
Fassung des Art. I der Verordnung GBl.
f. d. L. Ö. Nr. 483/1938;

3. der § 10 des Staatsschutzgesetzes, BGBl.
Nr. 223/1936;

4. der § 52 Abs. 2 des Forstrechts-Bereinigungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 222/1962.

§ 45. Mit der Vollziehung

1. dieses Bundesgesetzes mit Ausnahme des § 28
Abs. 2, des § 36, des § 40 Abs. 3 und 4 und
des § 43 ist das Bundesministerium für Inne-
res, hinsichtlich des § 26 im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Justiz, hin-
sichtlich des § 27 Abs. 1 im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen,
hinsichtlich des § 27 Abs. 2 im Einverneh-
men mit den Bundesministerien für Finan-
zen und für Auswärtige Angelegenheiten,
hinsichtlich des § 27 Abs. 3 und des § 33 im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Auswärtige Angelegenheiten, hinsichtlich
des § 11 Abs. 3, des § 31 Abs. 2, des § 32
Z. 2 lit. b, des § 33 und des § 44 Abs. 1 im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Handel, Gewerbe und Industrie,

2. des § 28 Abs. 2 ist die Bundesregierung,
3. des § 14 Abs. 4 und des § 36 ist das Bundes-

ministerium für Justiz,
4. des § 39 und des § 43 sind das Bundesmini-

sterium für Inneres und das Bundesministe-
rium für Justiz, je nach ihrem Wirkungs-
bereich,

5. des § 40 Abs. 3 und 4 ist das Bundesmini-
sterium für Landesverteidigung im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für
Inneres

betraut.

Jonas
Klaus Bock Hetzenauer Klecatsky
Piffl Rehor Schmitz Schleinzer
Weiß Prader Toncic Kotzina
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1 2 2 . Bundesgesetz vom 8. März 1967, mit
dem vormundschaftsrechtliche Bestimmungen
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs

geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die nachstehenden Bestimmungen des allge-
meinen bürgerlichen Gesetzbuchs vom 1. Juni
1811, JGS. Nr. 946, in der Fassung der kaiser-
lichen Verordnung vom 22. Oktober 1914, RGBl.
Nr. 276, über eine Teilnovelle zum allgemeinen
bürgerlichen Gesetzbuche, haben in folgender
Weise zu lauten:

1. der § 193:

„§ 193. Ein Ehegatte bedarf zur Übernahme
einer Vormundschaft der Zustimmung des ande-
ren Ehegatten. Das Gericht hat von der Zustim-
mung abzusehen, wenn der andere Ehegatte diese
aus nicht gerechtfertigten Gründen verweigert.
Als ein gerechtfertigter Grund ist besonders eine
Gefährdung der Ehe oder des Familienlebens
durch die Vormundschaft anzusehen.

Soll ein Ehegatte die Vormundschaft über sein
eigenes Kind übernehmen, ist der andere Ehegatte
unbekannten Aufenthaltes oder ist er nicht nur
vorübergehend zu einer verständigen Äußerung
unfähig, so bedarf es der im Abs. 1 vorgesehenen
Zustimmung nicht."

2. der § 198:

„§ 198. Ist letztwillig kein oder kein geeigneter
Vormund berufen worden, so ist die Vormund-
schaft der Mutter des ehelichen Kindes, wenn sie
geeignet ist, sonst dem nächsten geeigneten Ver-
wandten anzuvertrauen."

3. die §§ 211 bis 213 samt den Randschriften:

„Unterstützung eines Vormundes durch
einen Mitvormund

§ 211. Das Gericht hat einem Vormund einen
Mitvormund beizugeben, wenn es

1. der Vormund verlangt oder
2. das Gericht wegen des Umfanges oder der

Schwierigkeit der Vermögensverwaltung, wegen
der Schwierigkeit der Erziehung oder aus ähn-
lich triftigen Gründen zum Wohle des Mündels
für geboten erachtet.

Vor der Bestellung des Mitvormundes hat das
Gericht den Vormund zu hören.

Pflichten und Rechte des Mitvormundes

§ 212. Dem Mitvormund ist vom Gericht eine
Bestellungsurkunde auszufolgen. Er muß mit
Handschlag angeloben, für das Wohl des Minder-
jährigen zu sorgen; die Angelobung entfällt bei
der Mutter und den Großeltern.

§ 213. Zu den Pflichten des Mitvormundes ge-
hören besonders:

1. Er hat den Vormund zu beraten.

2. Er hat wesentliche Mängel bei der Führung
der Vormundschaft abzustellen; falls seine Be-
mühungen erfolglos sind, hat er diese Mängel
dem Gericht anzuzeigen.

3. Er hat bei Rechtsgeschäften, für die der Vor-
mund der Einwilligung des Gerichtes bedarf, den
Antrag des Vormundes mitzuunterzeichnen oder
ihm seine anderslautende Meinung beizufügen.

4. Er hat auf Verlangen des Gerichtes zu einem
solchen Rechtsgeschäft sein Gutachten zu erstat-
ten."

4. der § 215:
„§ 215. In der Regel ist dem bisherigen Mit-

vormund die Vormundschaft zu übertragen,
wenn ein neuer Vormund zu bestellen ist."

5. der § 255:
„§ 255. Gefährdet eine Vormundschaft über

ein nicht eigenes Kind des Vormundes dessen
Ehe oder dessen Familienleben, so hat ihn das
Gericht auf Antrag des anderen Ehegatten zu
entlassen, wenn dem nicht ein wichtiges Anliegen
des Mündels entgegensteht."

6. der § 259:
„§ 259. Ist die Mutter zur Zeit der Bestellung

des Vormundes noch minderjährig, so kann sie
nach erreichter Volljährigkeit auf die Vormund-
schaft Anspruch erheben."

Artikel II

§ 1. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. April
1967 in Kraft.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Jonas
Klaus Klecatsky

1 2 3 . Bundesgesetz vom 10. März 1967, be-
treifend die Aufsicht des Bundes über die
Gemeinden (Bundes-Gemeindeaufsichtsge-

setz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Aufsicht des Bundes über die Ge-
meinden im Sinne des Artikels 119 a des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 ist
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
auszuüben.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes —
ausgenommen § 11 — gelten nicht für die Bun-
deshauptstadt Wien.
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(3) Aufgaben der Gemeinde im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind Vollzugsakte (Maßnahmen),
die von der Gemeinde in Angelegenheiten aus
dem Bereiche der Bundesvollziehung im eigenen
Wirkungsbereiche (Artikel 118 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929; B.-VG.)
zu besorgen sind.

(4) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auf die Aufsicht über Gemeindeverbände ent-
sprechend anzuwenden, soweit diese Angelegen-
heiten des eigenen Wirkungsbereiches der Ge-
meinde aus dem Bereich der Bundesvollziehung
besorgen.

(5) Die Aufsicht des Bundes nach Artikel 15
Abs. 2 und Artikel 102 Abs. 7 B.-VG. wird
durch dieses Bundesgesetz nicht berührt.

§ 2. (1) Die Aufsicht des Bundes ist dahin aus-
zuüben, daß die Gemeinde bei Besorgung ihrer
Aufgaben (§ 1 Abs. 3) die Gesetze und Verord-
nungen nicht verletzt, insbesondere ihren Wir-
kungsbereich nicht überschreitet und die ihr ge-
setzlich obliegenden Aufgaben erfüllt.

(2) Wenn von der Gemeinde Vollzugsakte
rechtswidrig gesetzt oder unterlassen werden, ist,
soweit die nach Artikel 10 B.-VG. erlassenen
Bundesgesetze nicht anderes bestimmen, nach
Maßgabe dieses Bundesgesetzes Abhilfe zu
schaffen.

(3) Auf die Ausübung des Aufsichtsrechtes
durch die Aufsichtsbehörde steht außer in den
Fällen der § § 5 und 7 ein Rechtsanspruch nicht
zu.

§ 3. (1) Aufsichtsbehörde ist der Landeshaupt-
mann. Sofern dies im Interesse der Zweckmäßig-
keit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis
gelegen ist, kann der Landeshauptmann — aus-
genommen den Fall des § 10 Abs. 1 — die Be-
zirkshauptmannschaft allgemein oder für be-
stimmte Angelegenheiten durch Verordnung zur
Ausübung des Aufsichtsrechtes über Gemeinden,
die nicht Städte mit eigenem Statut sind, in
seinem Namen ermächtigen.

(2) Die Aufsichtsbehörde hat, soweit es dieses
Bundesgesetz zuläßt, unter möglichster Bedacht-
nahme auf die Eigenverantwortlichkeit der Ge-
meinde und unter möglichster Schonung erwor-
bener Rechte Dritter vorzugehen. Stehen im
Einzelfall verschiedene Aufsichtsmittel zur Ver-
fügung, so ist das jeweils gelindeste noch zum
Ziel führende Mittel anzuwenden.

§ 4. (1) Die Aufsichtsbehörde ist berechtigt,
sich über jedwede Angelegenheit der Gemeinde
(§ 1 Abs. 3) zu unterrichten.

(2) Die Gemeinde ist verpflichtet, die von der
Aufsichtsbehörde im einzelnen Fall verlangten
Auskünfte zu erteilen und Prüfungen an Ort und
Stelle vornehmen zu lassen.

§ 5. Inwieweit einzelne Maßnahmen der Ge-
meinde der vorherigen Genehmigung durch die
Aufsichtsbehörde bedürfen und aus welchen
Gründen eine solche Genehmigung versagt wer-
den darf, wird in den diese Maßnahmen regeln-
den Bundesgesetzen bestimmt.

§ 6. (1) Die Gemeinde hat von ihr erlassene
Verordnungen der Aufsichtsbehörde unverzüg-
lich mitzuteilen.

(2) Die Aufsichtsbehörde hat gesetzwidrige
Verordnungen nach Anhörung der Gemeinde
durch Verordnung aufzuheben und die Gründe
hiefür der Gemeinde gleichzeitig mitzuteilen. Vor
Erlassung einer solchen Verordnung ist der Ge-
meinde unter Setzung einer vier Wochen nicht
übersteigenden Frist Gelegenheit zur Äußerung
zu geben.

(3) Die Aufsichtsbehörde hat Verordnungen
nach Abs. 2 im Landesgesetzblatt oder in einem
sonst für amtliche Verlautbarungen bestimmten
Kundmachungsorgan zu veröffentlichen; sie tre-
ten, soweit nicht anderes bestimmt wird, mit dem
auf die Kundmachung folgenden Tag in Wirk-
samkeit.

(4) Eine von der Aufsichtsbehörde nach Abs. 2
erlassene Verordnung ist überdies von der Ge-
meinde unverzüglich in gleicher Weise bekannt-
zumachen wie die aufgehobene Verordnung der
Gemeinde.

§ 7. (1) Wer durch den Bescheid eines Ge-
meindeorgans in seinen Rechten verletzt zu sein
behauptet, kann nach Erschöpfung des Instanzen-
zuges (Artikel 118 Abs. 4 B.-VG.) innerhalb von
zwei Wochen nach Erlassung des Bescheides da-
gegen Vorstellung erheben.

(2) Die Vorstellung ist schriftlich oder tele-
graphisch bei der Gemeinde einzubringen; sie hat
den Bescheid zu bezeichnen, gegen den sie sich
richtet, und einen begründeten Antrag zu ent-
halten. Die Gemeinde hat die Vorstellung unver-
züglich, spätestens jedoch einen Monat nach ihrem
Einlangen, unter Anschluß der Verwaltungsakten,
der Aufsichtsbehörde vorzulegen.

(3) Die Vorstellung hat keine aufschiebende
Wirkung; auf Ansuchen des Einschreiters ist diese
von der Gemeinde zuzuerkennen, wenn durch
die Vollstreckung des angefochtenen Bescheides
ein nicht wieder gutzumachender Schaden ein-
treten würde und nicht öffentliche Rücksichten
die sofortige Vollstreckung gebieten.

(4) Durch die Einbringung einer Vorstellung
wird die Gemeinde nicht gehindert, von den ihr
gesetzlich eingeräumten Befugnissen zur Aufhe-
bung oder Abänderung des Bescheides Gebrauch
zu machen. Trifft die Gemeinde eine solche Ver-
fügung, so hat sie hievon die Aufsichtsbehörde
unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Das Ver-
fahren über die Vorstellung ist in diesem Falle
einzustellen.
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(5) Die Aufsichtsbehörde hat, sofern die Vor-
stellung nicht als unzulässig oder verspätet zu-
rückzuweisen ist, den Bescheid, wenn Rechte des
Einschreiters durch ihn verletzt werden, aufzu-
heben und die Angelegenheit zur neuerlichen Ent-
scheidung an die Gemeinde zu verweisen. Die Ge-
meinde ist bei der neuerlichen Entscheidung an
die Rechtsansicht der Aufsichtsbehörde gebunden.

(6) Gegen den Bescheid eines Organs einer
Stadt mit eigenem Statut ist eine Vorstellung
nicht zulässig.

§ 8. (1) Außer im Falle des § 7 kann ein rechts-
kräftiger Bescheid eines Gemeindeorgans von der
Aufsichtsbehörde nur aus den Gründen des § 68
Abs. 3 und 4 des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1950, BGBl. Nr. 172, aufgehoben
werden.

(2) Nach Ablauf von drei Jahren nach Erlas-
sung eines Bescheides ist dessen Nichtigerklärung
aus den Gründen des § 68 Abs. 4 lit. a des Allge-
meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950 nicht
mehr zulässig.

§ 9. (1) In Fällen, auf die die §§ 6 bis 8 keine
Anwendung finden, kann die Aufsichtsbehörde
der Gemeinde zur Behebung eines rechtswidrigen
Vollzugsaktes oder der Folgen eines von ihr
rechtswidrig gesetzten oder unterlassenen Voll-
zugsaktes jene Aufträge erteilen, die zur Beseiti-
gung von das Leben oder die Gesundheit von
Menschen gefährdenden Mißständen oder zur Ab-
wehr schwerer volkswirtschaftlicher Schädigungen
notwendig und unvermeidlich sind.

(2) Die Aufsichtsbehörde hat, außer bei Gefahr
im Verzug, der Gemeinde eine angemessene Frist
zur Erfüllung des nach Abs. 1 erteilten Auftrages
einzuräumen. Nach fruchtlosem Ablauf dieser
Frist kann die Aufsichtsbehörde im Rahmen des
erteilten Auftrages ohne weiteres Verfahren auf
Kosten und Gefahr der Gemeinde alles unter-
nehmen, was zur Beseitigung der Mißstände oder
zur Abwehr der Schädigungen unbedingt not-
wendig und unmittelbar dazu geeignet ist. Zur
Erlassung von Bescheiden an Stelle säumiger Ge-
meindeorgane ist die Aufsichtsbehörde jedoch
nicht berufen.

(3) Der Aufsichtsbehörde durch Maßnahmen
nach Abs. 2 erwachsene Kosten sind der Ge-
meinde nur insoweit zum Ersatz vorzuschreiben,
als sie über den allgemeinen Personal- und Amts-
sachaufwand hinausgehen. Diese Kosten sind der
Gemeinde zu erstatten, falls sich herausstellt, daß
die Aufsichtsbehörde rechtswidrig eingeschritten
ist.

§ 10. (1) Wenn in einer Gemeinde aus Grün-
den, die sie selbst zu vertreten hat, die ordnungs-
gemäße Besorgung ihrer Aufgaben (§ 1 Abs. 3)
nicht gewährleistet ist und durch andere gegen

sie ergriffene Aufsichtsmaßnahmen Abhilfe
nicht geschaffen werden konnte, ist die Aufsichts-
behörde berechtigt, die Auflösung des Gemeinde-
rates zu verfügen.

(2) Die Fortführung der Aufgaben der Ge-
meinde bis zur Neuwahl des Gemeinderates
richtet sich nach den hiefür bestehenden landes-
gesetzlichen Vorschriften.

§ 11. (1) Auf Antrag einer Gemeinde kann der
Landeshauptmann die Besorgung einzelner Ange-
legenheiten des eigenen Wirkungsbereiches (§ 1
Abs. 3) durch Verordnung auf eine staatliche
Behörde übertragen. Die Übertragung auf eine
Bundesbehörde darf nur mit Zustimmung der
Bundesregierung, die Übertragung auf eine Lan-
desbehörde nur mit Zustimmung der Landes-
regierung erfolgen.

(2) Eine Übertragung nach Abs. 1 bewirkt, daß
die davon betroffenen Angelegenheiten als solche
der Bundesverwaltung zu behandeln sind. Die
Übertragung erstreckt sich nicht auf das Verord-
nungsrecht nach Artikel 118 Abs. 6 B.-VG.

(3) Eine Verordnung nach Abs. 2 ist aufzu-
heben, sobald die für ihre Erlassung maßgeben-
den Gründe weggefallen sind. § 6 Abs. 2 findet
Anwendung.

§ 12. (1) Der Bescheid eines Gemeindeorgans,
gegen den eine Vorstellung zulässig ist, hat eine
Belehrung über die Bestimmungen des § 7 Abs. 1
bis 3 dieses Bundesgesetzes zu enthalten.

(2) Für das Verfahren vor der Aufsichtsbe-
hörde, ausgenommen jenes nach den §§ 6 und 11,
finden ohne Rücksicht auf den Gegenstand des
Verfahrens, soweit in diesem Bundesgesetz nicht
anderes bestimmt ist, die Bestimmungen des All-
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950
Anwendung. Im Verfahren zur Vollstreckung
von Kostenvorschreibungen nach § 9 Abs. 3 sind
jedoch die Bestimmungen des Verwaltungsvoll-
streckungsgesetzes 1950, BGBl. Nr. 172, anzu-
wenden.

(3) Im aufsichtsbehördlichen Verfahren —
ausgenommen in jenem nach den §§6 und 11 —
kommt jedenfalls der Gemeinde, im Verfahren
nach den §§ 7 und 8 auch jenen Personen Partei-
stellung zu, die als. Parteien an dem von der Ge-
meinde durchgeführten Verwaltungsverfahren
beteiligt waren.

(4) Gegen aufsichtsbehördliche Bescheide ist
eine Berufung nur im Falle des § 10 Abs. 1 zu-
lässig. Über die Berufung entscheidet das Bundes-
ministerium für Inneres.

(5) Die Gemeinde ist berechtigt, gegen die Auf-
sichtsbehörde vor dem Verwaltungsgerichtshof
(Artikel 131 und 132 B.-VG.) und vor dem Ver-
fassungsgerichtshof (Artikel 144 B.-VG.) Be-
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schwerde zu führen sowie nach § 6 Abs. 2 er-
lassene Verordnungen der Aufsichtsbehörde vor
dem Verfassungsgerichtshof (Artikel 139 Abs. 1
B.-VG.) anzufechten.

§ 13. Der Landeshauptmann kann den Bürger-
meister und die von ihm mit der Besorgung von
Angelegenheiten des übertragenen Wirkungsbe-
reiches betrauten Organe der Gemeinde oder bei
Kollegialorganen deren Mitglieder ihres Amtes
für verlustig erklären, wenn sie auf dem Gebiete
der Bundesvollziehung vorsätzlich oder grobfahr-
lässig Gesetze verletzt oder Verordnungen oder
Weisungen nicht befolgt haben; die allfällige Mit-
gliedschaft einer solchen Person zum Gemeinderat
wird hiedurch nicht berührt. Über die Berufung
gegen eine solche Entscheidung des Landeshaupt-
mannes entscheidet das Bundesministerium für
Inneres.

§ 14. Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes
obliegt hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 10
Abs. 1, 12 Abs. 4 und 13 dem Bundesministerium
für Inneres, im übrigen jeweils dem Bundesmini-
sterium, das für die von der Gemeinde im
eigenen Wirkungsbereich besorgte Angelegenheit
zuständig ist.

Jonas
Klaus Bock Hetzenauer Klecatsky
Piffl Rehor Schmitz Schleinzer
Weiß Prader Toncic Kotzina

1 2 4 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 23. März 1967 zur Durch-
führung des Hagelversicherungs-Förderungs-
gesetzes (Hagelversicherungs-Förderungsver-

ordnung 1967)

Auf Grund der §§ 2 und 6 des Hagelversiche-
rungs-Förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 64/1955, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 186/
1961 und BGBl. Nr. 289/1963 wird verordnet:

Der Hundertsatz, um den die vertragsmäßigen
Hagelversicherungsprämien für das Wirtschafts-
jahr 1967 verbilligt werden, wird unter Zu-
grundelegung der vom Bund und dem einzelnen
Bundesland gewährten Beihilfe festgesetzt wie
folgt:

Schmitz

1 2 5 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 23. März 1967 über den Geltungs-
bereich des Protokolls, betreffend das Verbot
der Verwendung von erstickenden, giftigen
oder ähnlichen Gasen und von bakteriologi-
schen Mitteln im Krieg, vom 17. Juni 1925

Nach Mitteilung der Regierung der Französi-
schen Republik sind folgende weitere Staaten dem
Protokoll, betreffend das Verbot der Verwen-
dung von erstickenden, giftigen oder ähnlichen
Gasen und von bakteriologischen Mitteln im
Krieg, vom 17. Juni 1925 (BGBl. Nr. 202/1928,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 121/1962) beigetreten:

Heiliger Stuhl, Kuba, Malediven, Monaco und
Tanganjika.

Gambia und Rwanda haben erklärt, sich an
dieses Protokoll gebunden zu erachten, dessen
Geltung bereits vor Erlangung der Unabhängig-
keit auf das Gebiet dieser Staaten ausgedehnt
worden war.

Klaus

1 2 6 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 23. März 1967 über die Ausdehnung des
Geltungsbereiches der Genfer Abkommen
zum Schutze der Opfer des Krieges vom

12. August 1949

Nach Mitteilung der Schweizerischen Botschaft
in Wien haben folgende weitere Staaten die Gen-
fer Abkommen zum Schutze der Opfer des
Krieges vom 12. August 1949 (BGBl. Nr. 155/
1953, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 160/1962) ratifiziert be-
ziehungsweise sind diesen beigetreten:

Staaten: Zeitpunkt des Inkrafttretens:

Algerien 7. Juli 1962
Somalia 12. Jänner 1963
Malaiischer Bund 24. Feber 1963
Irland 27. März 1963
Saudi-Arabien 18. November 1963
Trinidad und Tobago 24. März 1964
Nepal 7. August 1964
Kanada 14. November 1965
Mali 24. November 1965
Island 10. Feber 1966
Honduras 30. Juni 1966
Cypern 8. August 1966
Süd-Korea 16. August 1966
Kenia 20. März 1967
Sambia 19. April 1967
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Korea hat zu Art. 118 Abs. 1 des Genfer
Abkommens über die Behandlung von Kriegs-
gefangenen und zu Art. 68 Abs. 2 des Genfer
Abkommens über den Schutz von Zivilpersonen
in Kriegszeiten folgende Vorbehalte erklärt:

Nach Ansicht der Republik Korea bedeu-
ten die Bestimmungen des Art. 118 Abs. 1
keine Verpflichtung eines Staates, der Kriegs-
gefangene in seinem Gewahrsam hält, diese gegen
ihren offen und frei geäußerten Willen zwangs-
weise heimzuschaffen.

Die Republik Korea behält sich das Recht vor,
die Todesstrafe gemäß den Bestimmungen des
Art. 68 Abs. 2 ohne Rücksicht auf die Frage
anzuwenden, ob die Verbrechen, die dort ange-
führt sind, gemäß dem Gesetz des besetzten Ge-
bietes zu der Zeit, da die Besetzung beginnt, mit
dem Tod bestraft werden oder nicht.

Kanada hat anläßlich der Hinterlegung seiner
Ratifikationsurkunde die Erklärung abgegeben,
daß es seinen anläßlich der Unterzeichnung ge-
machten Vorbehalt zum Art. 68 Abs. 2 des
Genfer Abkommens über den Schutz von Zivil-
personen in Kriegszeiten zurückzieht.

Folgende Staaten haben erklärt, sich an die
Genfer Abkommen zum Schutze der Opfer des
Krieges gebunden zu erachten, deren Geltung
bereits vor Erlangung der Unabhängigkeit auf
das Gebiet dieser Staaten ausgedehnt worden
war:

Gabon, Gambia, Jamaika, Kamerun, Mada-
gaskar, Mauretanien, Senegal, Sierra Leone, Tan-
ganjika und die Zentralafrikanische Republik.

Gambia hat anläßlich der Hinterlegung seiner
vorangeführten Kontinuitätserklärung am
20. Oktober 1966 notifiziert, daß es den vom
Vereinigten Königreich von Großbritannien und
Nordirland zum Genfer Abkommen über den
Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten geltend
gemachten Vorbehalt (BGBl. Nr. 115/1958)
nicht beizubehalten wünsche.

Klaus

1 2 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 23. März 1967, betreffend die Ausdeh-
nung des Geltungsbereiches des Europäischen
Währungsabkommens samt Protokoll über
dessen vorläufige Anwendung und seiner

Zusatzprotokolle

Der Generalsekretär der Organisation für
Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit hat
folgende weitere Ratifikationen beziehungsweise
Beitritte
A. zum Europäischen Währungsabkommen samt
Protokoll über dessen vorläufige Anwendung,
beide vom 5. August 1955 (BGBl. Nr. 75/1960,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 24/1961), nachstehend mit
A bezeichnet,
B. zum Zusatzprotokoll Nr. 2 zur Abänderung
des Europäischen Währungsabkommens vom
27. Juni 1958 (BGBl. Nr. 75/1960, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 24/1961), nachstehend mit B bezeichnet,

C. zum Zusatzprotokoll Nr. 3 zur Abänderung
des Europäischen Währungsabkommens samt
Protokoll über dessen vorläufige Anwendung
vom 15. Jänner 1960 (BGBl. Nr. 142/1960, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 24/1961), nachstehend mit C bezeich-
net, und

D. zum Zusatzprotokoll Nr. 4 zur Abänderung
des Europäischen Währungsabkommens samt
Protokoll über dessen vorläufige Anwendung
vom 12. Dezember 1961 (BGBl. Nr. 157/1962),
nachstehend mit D bezeichnet, notifiziert:

Klaus


